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Sonntag , den 16 . Februar . 1851 . ' " .7^ .-UV,

Die neue Organisation der Staats - und Ge¬
meindebehörden

ist ein Gegenstand von so großer ' Wichtigkeit , daß es
dem Verfasser als Pflicht erschien , die nachstehenden,

hauptsächlich die Verwaltung des hiesigen -Her¬
zogthums  betreffenden Bemerkungen mitzutheilcn.

. Eine neue Organisation , die sich lebensfähig und,

nützlich erweisen soll , muß die geschichtlich gewordenen
und mit den Verhältnissen des Landes verwachsenen Ein¬

richtungen zur Unterlage nehmen , und nur nach dem

wäHrm . 'Bedürfnisse ändern . Der jetzige Organismus
gewahrt dm Staatsangehörigen im Ganzen eine gesetz¬

liche sind ' humane . Behandlung , Schutz gegen Bedrückung,
und Uebergriffe , ist mithin der Hauptsache nach gesund
und gut . Vollkommen hat er freilich nie sein können,
und seine ursprünglichen Mängel sind , weil es an zeitge¬
mäßer Fortbildung fehlte , nach und nach fühlbarer ge¬
worden . Hauptsächliche Ursache der obwaltenden Miß-
ständc dürften sein:

1 ) die Beengung der Gemeinden in der Verwal¬

tung ihrer Angelegenheiten durch Formalismus und Ein¬
mischung der Staatsbehörden;

2 ) die , Einheit und Uebercinftimmung der Behand¬
lung gefährdende , in sich zweckwidrige Zersplitterung man¬
cher Geschäfte zwischen verschiedenen Behörden ; '' - - -

d - 3 ) die , viele mit dem Nutzen nicht im Verhältnisse

stehende Weitläuftigkeiten und Verzögerungen veranlas¬
sende , zu beschränkte Competenz der Aemter und der ho¬
hem Landcsbchörden;

ä ) der Zwang , alle Acte der freiwilligen Gerichts¬
barkeit beim Amte vornehmen ' -lassen zu müssen;

5 ) Lie sowohl in der Richtung der Gesetzgebung
als auch zu - einander nicht klar gestellte Abgränzung der.
Zuständigkeiten der hohem Landesbehörden ;

6 ) die Schwerfälligkeit des Geschäftsganges bei den

höhcrn Verwaltungsbehörden und die Verdunkelung der

Verantwortlichkeit der Mitglieder derselben durch eine fast
alle , Persönlichkeit verschlingende Kollegialität;

7 ) die unbestimmte Dauer der provisorischen An¬
stellung im Staatsdienste , verschiedene Mißverhältnisse in
der Verwendung und Besoldung der Staatsdiencr , die

Verordnung vom 23 . Juli 1841 wegen Dienstentlassung
und Suspension derselben , und der Mangel eines Pen-
sionsgcsetzes.

Nach unserer Ansicht , daß der sichere Boden des Be¬
stehenden nicht weiter verlassen werden darf , als zur Er¬
reichung des gewünschten Bessern nothwendig , ist hiermit
zugleich im Allgemeinen angcdcutet , was eine Reform
der Organisation der Staats - und Verwaltungsbehör¬
den des hiesigen Landes zum Vorwurf nehmen muß.

Wir wollen versuchen , cs im Einzelnen etwas näher zu
bezeichnen.

1 ) Genaue Abgränzung der Gemeinde - Angelegenhei¬
ten von den Gegenständen der staatlichen Verwaltung,
um den Gemeinden die durch 's Staatsgmndgcsctz ihnen

zugesicherte freie Selbstverwaltung zu verschaffen ; sodann
Ermittelung und Bestimmung der durch den Staatszweck

nothwendig erforderten Beschränkungen dieser Selbstver¬
waltung ; endlich Beschränkung der Gemeinde - Vertreter
und Gemeinde -Obrigkeiten in ihrer Wirksamkeit auf diese
dienstliche Eigenschaft . Bei der früheren Verfassung,

welche die Gemeinden einer sich allenthalben äußernden
staatlichen Bevormundung unterwarf , mochte der Kirch-

spiclsvogt zugleich Gemeinde - Vorstand und Official der
Regierung für mancherlei polizeiliche und andere staat¬
liche Verwaltungsgeschäste sein . Mit einer freien Selbst¬
verwaltung der Gemeinden unter sclbstgewähltcn Vertre¬
tern und Beamten ist aber eine solche Zwitterstcllung die¬
ser -fast unvereinbar . Die Staatsverwaltung wird die
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ihr nöthigm Officialm anderweitig sich zu verschaffe»

haben.

2 ) Beschränkung der Kompetenz der , in gcwiffm

Angelegenheiten an die Mitwirkung des Kreisraths zu

bindenden , Acmtcr hinsichtlich der Gemeinde - Angelegen¬

heiten auf die Oberaufsicht , und Erweiterung der Zustän¬

digkeit der Aemter im Uebrigen , auf Grundlage größe¬

ren Vertrauens , insbesondere in gewcrbpokizeilicher Be¬

ziehung . Außerdem sind die Aemter zu befugen , ihren

gegen bestimmte Personen gerichteten polizeilichen Anord¬

nungen mittelst Geldstrafen bis zu 25 Thlr . Gehorsam

zu verschaffen , desgleichen polizeiliche Gebote und Verbote

mit Androhung einer Geldstrafe bis zu 10 Thlr . zu er¬

lassen.

3 ) Uebcrweifung des Bormundschafts - und Hypo-

thckenwesens an die Aemter . Sie können nicht allein

diese Geschäftszweige zweckmäßig mit verwalten , sondern

müssen auch im Interesse der Eingesessenen damit beauf¬

tragt werden , weil diese dann weitere Wege zum Land¬

gericht oder zum Hypothekenbewahrer ersparen.

4 ) Verminderung der zu großen Zahl der theil-

weise wenig beschäftigten Aemter um etwa sechs . Es,

wird dies am einfachsten und vorsichtigsten mittelst einst¬

weiliger Uehertragung der Geschästsverwaltung an die

benachbarten Acmtcr geschehen können . Eine solche Maß¬

regel zerstört nichts und läßt vollen Raum für die Wie¬

derherstellung des frühem Zustandes , Ms solche hie oder

da in der Folge sich als angemessen ergeben sollte,

5 ) Herstellung eines richtigen Verhältnisses zwischen

de») Amtspcrsonalc und der für dasselbe vorhandenen

Arbeit ; Besetzung jedes Shirts mit einem Amtmann und

einem , auf Protokollführung zu beeidigenden Actuar , der

zugleich als Registrator , Sportelrendant und in Vor¬

mundschaften als Pupillenschreiber fungircn und den.

Amtmann bei Führung der Hypothekenbücher vertreten,

kann.

Das Amtspersonale wird durch einen oder , mehrere-

Hülfsbegmtc ( Assessoren , oder Auditoren ) zu verstärken

sein , wo . der . Umfang , der Arbeiten des . Amts oder , andere,

Verhältnisse , solches ., erfordern.

6 ) Einführung , des Notariat - Instituts, , als . Coiik

cnrrenz mit den .- Aemter » bei Aufnahme der Acte - frei¬

williger Gerichtsbarkeit.

7 ) Vollständige Aufhebung der Verwaltungsrechts¬

pflege , dergestalt , daß wider die Amtscrkenntnisse in Po¬

lizei - Straf - und Bruch - Sachen unbedingt Berufung an

die Gerichte cintritt.

8 ) Aufhebung der Kammer , — des Generaldirecto-

riums und der Gcncralinspection des Armenwesens , —

des Konsistoriums und der Consistorial - Deputation , —

des Militär - Collegiums , — der Commission für das

Peter Friedrich Ludwigs - Hospital , und llebertragung der

Wirkungskreise dieser Behörden , insoweit nicht deren bis¬

herigen Geschäfte nach der neuen Organisation auf das

Staats -Ministerium oder auf die Aeintct übctgeheir , M

die Regierung als künftig einzige höhere Ländessschorke

des Hcrzogthuins , bei welcher alle Fäden der provinziel¬

len Verwaltung zusammenlaufen.

9 ) Eintritt derjenigen Beamten , welche an der

Spitze voll Verwaltungen ' stehen , die als Organe der Re¬

gierung für technische Fächer oder fiir gewisse Geschäfts¬

zweige ihrer cigenthümlichcn Natur wegen besonders ein¬

gerichtet sind , — insbesondere 1 ) für Vas Mcdicinalwe-

sen , 2 ) für das Postwesen , 3 ) für die Forstsachcn , 4)

für den Hochbau , 5 ) für das zu vereinigende Straßcn-

Wasset - und Brückenbauwcscn , 6 ) für die Kataster- «Sa¬

chen , und 7 ) für die Angelegenheiten der indirecten

Steuern , — insoweit sic nicht ordentliche Mitglieder

der Regierung sind , in die Regierung als außerordent¬

liche stimmführcride Mitglieder , zum Vortrag derjenigen

in ihren Gcschästskrcis eiuschlagcndcn Sachen , welche nicht

der betreffenden Verwaltung zur selbstständigen Erledigung

zusschen , sondern der Einwirkung der Regierung unter¬

liegen.

10 ) Bestimmung der Zuständigkeit der Regierung

dahin , daß sic

s >, die . Recursinstanz für die auf . erster Stufe - vor dm-

Aemtcrn abgegebenen Verfügungen bildet;

b, .selbstständig in . allenAngelegenheiten handelt , welche

die Anwendung und Ausführung , der beste¬

henden Gesetze ; Verordnungen, -, Verfügungen des

Staatsministeriums und sonstiger Grundsätze des

öffentlichen . Rechts - betreffen ; ,

v . . in denjenigen >Gegenständen , welche .der Entscheidung

des Staatsministeriums bedürfen , die - Sache hierzu

vorbereitet . -

11 ) Veränderung des inner » Geschäftsganges - dert

Regierung , berechnet auf . zweckmäßigste - Verwendung der

Arbeitskräfte , Vereinfachung und Abkürzung des Verfah¬

rens und gerechte Vcrtheilung der Verantwortlichkeit.
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12 ) Acnderung der Zuständigkeit des Staats - Mi¬

nisteriums dahin , daß dasselbe

s ) nur für diejenigen Sachen provinzieller Verwaltung
Recursinstanz bleibt , über weicht in erster Stufe

von der Regierung entschieden ist;

b ) die Zulassung auch der Acceffisten, - Anwälte , No¬
tare und Auktionatoren entscheidet;

ch daß demselben als Organe beigcordnet werden : die

Direktion der Wittwcn - , WaiseM und LcibreNten-

Easse, .— die CöMMissron zur Ausübung der vor¬

mals Kaiser und Reich zustehenden Hoheit über

Kniphausen , — die Prüflings - Commissionen für

alle Zweige des Staatsdienstes , — die Commission

zur Wahrnehmung des landesherrlichen fustm cire»
saors.

13 ) Regulirnng der Eompetenzconflicte zwischen den

Vrrwaltungs - : und Gerichtsbehörden.

14 ) Aendcrungen in Beziehung aus die Dienststel¬

lung der Staatsbeamten namentlich

a . durch Beschränkung der Dauer des provisorischen

Dienstes etwa mittelst dek Bestimmung , daß die

Hauptprüfung binnen bestimmter Zeit vorgenommen

und dann je nach deren Ausfall entweder die defi¬

nitive Anstellung oder die Entlassung aus dem

Staatsdienste erfolgen muß;

l>. durch verschiedene durchgreifende Modifikationen des

Besoldungs - Etats;

c . durch Aufhebung - der Dicnstgerichts - Verordnung vom

23 . Juli 1844 und Ersetzung derselben mittelst

anderweitiger gesetzlichen Bestimmungen für Abur-

thcilung der Fälle - in welchen Staatsbeamte ' sich zur

Wahrnehmung ihres Dienstes unfähig : oder unwür¬

dig erweisen würden;

ck) durch Erlassung eines billigen Pensionsgesetzes.

Eine Reform in den vorstehend angedcuteten Rich¬

tungen scheint - völlig geeignet , um den Gemeinden die

freie Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten zu sichern,

ein selbstständiges Fortschreiten der Behörden in ' ihren

Wirkungskreisen unter eigener Verantwortlichkeit zu er¬

möglichen , den - Geschäftsgang mit Vermeidung unfrucht¬

barer Schreiberei abzukürzen und - zu erleichtern , mehr

Schnelligkeit und Energie in die Ausführung zu brtn - '

gen , die Staatsdienerscha -ft ' zu ->crmuthigen und zufrieden-

zustellen , und zugleich den Personalbestand derselben ' wie

den Besoldungs - Etat -wesentlich zu vermindern ; mit einem

Worte , um das Vorhandene zu einem die Ansprüche der

Gegenwart beftMigtMn ZÜstWe jst erhebt . Essais»
daher nur angemessen sein, hierbei stehen zu bleiben.

Del Gesetz-Entwurf gicht jedbH theils »heiler, thcils
einen ganz andern Weg , sind schiMt das Kind mit denk
Bade aus . Folgende aphoristische Bemerkungen dürften
genügen , ÜM dies üachgüweiM:

1) er beraubt sich stieler im Bestehenden liegcttdM
Keime zu einer den Anforderungen der Zeit genügendest
Organisatiön , wirst Mt dieselben zu entwickeln üirV aus¬
zubilden , fast Alles weg und giebt dafür etwas beinah
gänzlich Neues auf die gewetzte Hoffnung hin , dass cs
sich lebensfähig zeigen und in dem fremden Boden bewur¬
zeln werde;

2) Er erhält Nicht allein dem Bürgermeister die bis¬

herige zwiefache Wirksamkeit des Kirchspielsvogts als Ge¬

meinde - Vorstand und als Rcgicrungs -Official , sondern

erweitert sogar die Zuständigkeiten desselben in letzterer

Eigenschaft in einer Weise , welche ihn vollständig zum

staatlichen Untetbeamten Macht .' Dawider ist aber zu - '

nächst im Princip einzuWcndeN , auf der einen Seite , dast

iM konstitutionellen Stwätc die Mgicrung bei Anstellung
der Verwaltungs - Beamten und Officistlen völlig freie

Hand haben muß und nicht an Wahlen der Gemeinden

gebunden sein darf ; ans der anderst Seite , daß die Selbst¬

ständigkeit ' der Gemeinde in der Verwaltung ihrer Ange¬

legenheiten dadurch leicht ' beeinträchtigt wird , weitst an

der Spitze dw'scr Verwaltung ein Mann steht , der zu¬

gleich und zwar seiner hauptsächlichsten dienstlichen Wirk¬

samkeit nach Ofsicial der Regierung iss Da die Söstdcst-

intcrcssen der einzelnen Gemeinden vielfach mehr oder

weniger Mit den allgemeinen Rücksichten des Staatswohls

cottfligiren , wird es immer für beide Thcilc mißlich sein,

die Vertretung ihrer Interessen ist die Hände eines diestst-
lich so gestellten Beamtin zst legen und die Gemeinden

insbesondere dürften Gefahr laufen ! ' in Folge solcher Ein¬

richtung von der ihnen auf dem Papiere verliehenen freien

Selbstvcrwaltustg ihrer Angelegenheiten in der Wirklich¬

keit wenig zti genießen , weil es durchasts wahrscheinlich
ist , daß der hauptsächlich ' als Ofsicial der Regierung die¬

nende Bürgermeister sich allinältg der ' attcisttgc 'st Leitung

der -GemMdcMtgcscgenheitm ' bemächtigen und unter dem

Einflüsse einest Zuständigkilt, die(Art. 37' des Entwurfs)
bis ' zu deiM Rechtclreicht '/ Bcfchtüssi des ' GeMeindesta 'ths!

übet welche er sich mit diesem nicht ' verständigen kann,

in der Ausführung ' zu beanstanden ' und ' zur Entscheidung

ans Amt zu btingtst , eine Einwirkung astderct ' Gemeinde - '



so
Genossen nur so weit eintreten lassen wird , als es ihm

gefällt . ^ .

Wirft man , den Blick auf die gegebenen Verhältnisse,

so tritt daraus ein weiteres Bedenken hinzu . Es steht

nämlich die Bevölkerung eines großen Thcils der Gemein¬

den des Herzogthums keineswegs auf einem . solchen Höhe¬

punkt intellcctueller und politischer Bildung , daß her aus

ihrer Mitte hervorgegangcncn Obrigkeit zugctraut werden

mag , über die eigentlichen Gemeinde - Angelegenheiten hin¬

aus auch an der Leitung der staatlichen Verwaltung in

so ausgedehnter Weise befriedigend Thcil nehmen zu

könne » , wie der Gesetz - Entwurf solches verlangt . Viel¬

mehr wird cs in vielen Gemeinten den Erwählten an

der dazu nöthigcn wissenschaftlichen Befähigung und ge¬

schäftlichen Gewandtheit mehr oder weniger fehlen . —

Angenommen indessen cs gäbe allenthalben für die Bür-

germeistcrstellcn befähigte Gemeinde - Mitglieder und die

Gemeinden wählten nur solche , so würde cs dann im¬

mer noch der Mehrzahl unter ihnen eigenepGeschäste hal¬

ber unmöglich bleiben , dem Dienste gehörig vorzustehen.

Denn dieser kann , wenn der Bürgermeister , alle - Fäden

der örtlichen Verwaltung in seiner Hand halten soll,

nicht als ein bloßes Nebcngcschäft besorgt werden , sondern

erfordert mindestens -den größten Thcil der Thätigkcit

eines gcschästkundigcn Mannes und so viele Zeit dürsten

die Lenker größerer landwirthschastlichcr oder industrieller

Betriebe ihm zu widmen in der Regel schwerlich thun-

lich finden . Sie müßten also die Verwaltung des Dien¬

stes einem Andern übertragen , und damit wäre die Her¬

stellung des aus der französischen Zeit noch unvergesse¬

nen Schreiber - Regiments angebahnt , welches so wenig

Garantien für die bürgerliche Freiheit enthält , , als der

staatlichen Verwaltung damit gedient sein kann.

3 ) Er vermehrt die Zahl der Behörden statt sic zu

vermindern , und gefährdet das Interesse des Staats,

welches die Anstellung möglichst weniger gut bezahlten

Beamten erfordert , durch die Errichtung vieler Stellen,

die deir Inhabern kein den Anforderungen ihrer wissen¬

schaftlichen Bildung und ihrer Standesbcdürfnissc genü¬

gendes Einkommen und dabei nur geringe Aussicht aus

eine dies Mißverhältnis ; ausgleichendc Zukunft gewähren.

4 ) Er substituirt dem bisherigen , vom Amte an

eine nach , collcgialischer Bcrathung beschließende höhere

Landesbchörtc und von .dieser an bas Staats - Ministeri¬

um gehenden Jnstanzcnzuge , den Einzclwillcn eines Krcis-

amtmanncs in erster , eines Ministcrialvorstandcs in zwei¬

ter Stufe und öffnet damit dem gehaßten burcaukrati-

schen Despotismus Thür und Thor , während man dar

Gespenst desselben verfolgt . Daß er bei dem Kreisamt¬

mann für gewisse Verhältnisse die Mitwirkung von Kreis-

Abgeordneten vorbchält , ändert hieran wenig , denn abge¬

sehen von der Ungewißheit darüber , ob überall früher

oder später namhafte Krcisintcressen , woran cs jetzt noch

mangelt , sich entwickeln werden , liegt in der Theilnahme

des Kreisraths auch da , wo ihm eine entscheidende Stimme

zugcdacht ist , kaum irgend eine Beschränkung der büreau-

kratischen Allmacht , indem der Art . 107 . den Krcisamt-

mann befugt , alle ihm nicht zusagenden Beschlüsse des

Krcisraths zu beanstanden und dem Ministcrial - Vorstande

zur Entscheidung vorzulcgcn , mithin eine Verschiedenheit

der Ansichten zwischen Krcisrath und Kreisamtmann nur

die Folge haben kann , dem betreffenden Gegenstände die

untere Stufe der Entscheidung ganz zu nehmen und diese

sofort aus die zweite und letzte Instanz zu übertragen.

Eben so wenig läßt sich in der Bestimmung ( Art . 144,

Nr . 3 ) , baß für die auf erster Stufe von den einzelnen

Ministerien abgegebenen Verfügungen das Gesammtmini-

sterium die Rccurs - Jnstanz bilden soll , irgend ein wirk¬

samer Schutz gegen unrichtige Entscheidungen des betreffen¬

den Ministcrialvorstandes erblicken , weil eine Rccursbc-

hörde , worin derjenige , gegen dessen Verfügung Rccurs

erhoben ist , sich selbst , bald mit bcrathcndcm , bald sogar

mit entscheidendem Stimmrecht ( Art . 146 ) wieder findet

und die übrigen Mitglieder in der Regel weniger oder

nichts von der Sache verstehen werden , gewiß die unvoll¬

kommenste Instanz ist , welche je erdacht ward . Man

erwäge nur , daß die Mitglieder dieser Instanz z. B . bei

Rekursen gegen Verfügungen des Ministerial - Vorstandcs

der Militair - Angelcgcnheiten aus vier Civilistcn ; bei Re¬

kursen gegen Verfügungen des Ministerial - Vorstandcs der

Justiz , aus einem Diplomaten , einem Administratcur,

einem Finanzier und einem Militair bestehen!

,5 ) Er überhäuft das Staatsministcrium , welches

nach unserer Ansicht von allen ' sogenannten lausenden

Geschäften provinzieller Verwaltung thunlichst frei ' zu

halten ist , mit einer großen Menge Dctailarbeiten , welche

den Staatsmann  Gefahr laufen lassen im Geschäfts¬

mann  unterzngchcn , jedenfalls cs für einen hiesigen

Minister zum ersten und hauptsächlichsten - Erfordernisse

machen , Geschäftsmann  zu sein , und die verschiedenen

Ministerialvorstände in eine monströse Verantwortlichkeit
(Fortsetzung im Beibtatt .)
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für cinc Unzahl von Einzelnhciten verwickeln , wovon nicht

die Rede sein kann , wenn diese einer provinziellen Een-

tralbehördc theils zur selbstständigen gesetzlichen Erledi¬

gung theils zur Vorbereitung der Entscheidung überwie¬

sen find ; cinc Verantwortlichkeit , die er auch zu tragen

gar nicht vermag , weil er sich bei diesen Geschäften noth-

wcndig größtenthcils gänzlich auf seine Gchülfen ver¬

lassen muß . Wir wenigstens begreifen nicht , wie z. B.

ein Ministerialvorstand des Innern , der voraussichtlich

jährlich 15 bis 20,000 Eingänge zu erledigen haben wird,

es sollte möglich machen können , von dem Inhalte dieser

Masse selbst Kenntniß zu nehmen , Alles zu prüfen und

auf den Grund solcher eigenen Prüfung allenthalben zu

entscheiden.
So würden denn in den Verwaltungssachen drei

einzelne Personen , jede auf ihrer Stufe , nach individu¬

eller Auffassung , Ansicht und Entschließung Alles regieren:

der Bürgermeister ( oder dessen Schreiber ) , der Kreismann,

der Ministcrial - Vorstand . Dies kann nimmermehr ein

Fortschritt im Interesse der bürgerlichen Freiheit und des

Rechtsschutzes der Staatsangehörigen sein . Der formell

verantwortliche Mann wäre daun freilich in jedem Falle

leicht zu finden ; ist es aber nicht besser , eine Gefahr

abzuwenden durch Mittel , wobei nichts aufgeopfert wird,

als sic herbeizubeschwören , in der Zuversicht , die Folgen

immer auf den dafür Verantwortlichen zurückfallcn lassen

zu könncir?

Es ist gesagt , der Entwurf entwickele nur die Con-

sequenzcn der Vorschriften des Staatsgrundgesetzes . Wir

können diese Behauptung in ihrer Allgemeinheit keines¬

wegs für begründet , vielmehr nichts für gewisser hal¬

ten , als daß Einrichtungen , welche geeignet sind , das

hiesige Land bureaukratischem Despotismus znzuführen,

mit dem Geiste des Staatsgrundgesetzes nicht im Ein¬

klang stehen.

Die Vereinigung der Geschäfte einer das selbststän¬

dige Verfahren der Behörden im Umfange ihrer Com-

petenz überwachenden oberaufsehenden Stelle mit denjeni¬

gen einer obersten Verwaltungsbehörde beim Staats - Mi¬

nisterium wird durch das constitutionclle Princip nicht

geboten . Sie mag für Lichtenstein , vielleicht noch für Bücke¬

burg geeignet sein ; für den Umfang des hiesigen Landes

paßt sie nicht mehr und für noch größere Staaten ist sic

undenkbar . Dem entsprechend betraut das Staatsgrund-

gcsetz ( Art . 24 ) das Staats - Ministerium nur mit der

Wahrnehmung der obersten Leitung der Regierung unter

dem Großhcrzoge , nicht aber auch mit der Verwaltung

des Landes . Ließe die Bestimmung des Art . 26 des¬

selben , wonach die Mitglieder des Staats - Ministeriums für

alle Handlungen und Unterlassungen in Staatsangelegen¬

heiten verantwortlich sind , sich dahin anskeuten , daß das

Staats - Ministerium nicht allein die politische  Verant¬

wortlichkeit trage , sondern darüber hinaus auch für jede

Einzclnheit der Verwaltung einzustchen habe , so dürften

weder die Krcisämter noch die Bürgermeister irgend

etwas selbstständig entscheiden und müßte Alles und Jedes

vom Staats - Ministerium ausgehcn , was doch Unsinn wäre.

Eben so wenig weiset das Staatsgrundgesctz der

Gemeinde -Obrigkeit , die ihr im Entwurf zugcdachte Stel¬

lung im Organismus der Staatsbehörden an . Denn

cs schreibt nicht vor , daß die Staatsverwaltung auf der

unterste » Stufe in die Hände der von der Gemeinde ge¬

wählten Gemeinde -Obrigkeit gelegt werden soll , sondern

gestattet nur (Art . 65 ) den Gemeindebcamten Functionen

zu geben , die über die eigentlichen Gemeinde -Angelegen¬

heiten hinausgehen , was auch bei der von uns bevor-

wortctcn Reform thunlich bleibt.

Das Einzige was wir anzucrkcnnen haben , ist die

Unvereinbarkeit unseres auf Aufrechthaltung der bisheri¬

gen richterlichen Wirksamkeit der Acmtcr in Aburtheilung

der sogenannten Bagatellsachen , in der Vornahme des

Sühnevcrsuchs und als Polizcigcricht erster Instanz ge¬

richteten Vorschlags , mit einer im Staatsgrundgcsctze aller¬

dings proclamirten , auf die Spitze getriebenen Durch¬

führung des Princips gänzlicher Trennung der Justiz

von der Verwaltung . Erwägt man aber , daß die beste¬

hende Einrichtung mit den Wünschen des Volks nicht

im Widerspruch steht , vielmehr der Gewöhnung desselben

entspricht , dabei nach Ausweis der Erfahrung nicht allein

völlig unschädlich ist , sondern auch den Eingesessenen auf

die bequemste Weise rasche und mit geringen Kosten ver¬

knüpfte Erledigung des größten Theils ihrer Rcchtsstrei-

tigkeiten verschafft , und zugleich das Mittel darbietet , den

mit der Einrichtung besonderer Fricdcnsgerichtc verbun¬

denen sehr bedeutenden Kostenaufwand zu vermeiden , so

dürste unseres Erachtens daraus nur folgen , daß cs ge-

rathen sein wird , unverzüglich im verfassungsmäßigen

Wege auf eine entsprechende Revision der betreffenden

Bestimmung des Staatsgrundgcsctzcs Bedacht zu nehmen,

und bis solche getroffen , ist cs insoweit einstweilen beim

Bestehenden zu lassen , als das Staatsgrundgesctz einer

Aenderung noch entgegenstehen mögte.
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Wic groß der Unterschied der Kosten zwischen der
im Gesetzentwurf vorgeschlagenen und der von uns em¬
pfohlenen Organisation ist, crgiebt nachstehende Berech¬
nung, wobei allenthalben die Durchschnittsbeträgeange-
nommen sind. — Der Gesetzentwurf verlangt:

Thlr. Thlr. Thlr.
85 Bürgermeister*) . . ä 325 27,625
28 Friedensrichter . - „ 800 26,400

Geschäftsunkosten. - „ 300 8,400
4 Hülfsfriedensrichtcr**). „ 800 3,200

28 Actuare. „ 350 9,800
28 Gcrichtsbvten. . . „ 135 3,780

51,580
10 Kreisamtmänner . . „ 1400 14,000

Geschäftsunkosten. . „ 550 5,500
10 Kreissecretaire. . . „ 650 6,500
10 Registratoren . . . „ 450 4,500
10 Boten. „ 150 1,500

32,000
28 Schließer . . . . „ 60 1,680

112,885
Unscr Plan erfordert:

44 Amtsofficialcn*'**) zur Be¬
sorgung der im Gesetzcntwurfdcn
Bürgermeistern überwiescncnGe-
schäfte staatlicher Verwaltunga 325 13,200
22 Amtmänner . . . 1200js) 26,400

Geschäftsunkosten. . „
14 zweite Beamten-sch) (Asses-

400 8,800

soren oder Auditoren) ä 600 8,400
22 Actuare . . . . 9 350 7,700
22 Boten. " 150 3,300

- 54,600
22 Schließer . . . . 60 1,320

69,120

' ) Unter den 107 bestehenden Gemeinden zählen 43 nicht
1800 Einwohner. Da nach Art. 4 diese Gemeinden bis so
weit unter sich ober mit andern benachbarten Gemeinden ver¬
einigt werden sollen, sind für sie gerechnet 22 Bürgermeister.

Art. 49 stellt die stärkere Besitzung einzelner Friedens-
gerichte durch einen zweiten Friedensrichter in Aussicht.

Die hier geschehene Annahme von durchschnittlich zwei
solcher Officialcn für jedes Amt ist gewiß reichlich hoch.

)) Etwas weniger wie der Gesetz-Entwurf den Kreisamt-
männcrn zudcnkt, weil die Disiricte weniger groß und auch in
der Dienststellung einige Verschiedenheiten sind.

j-j) Diese Zahl ist sicher nicht zu klein gegriffen. Die
Besoldung konnte im Vergleiche mit der im Gesetz-Entwürfe
für die Krcisscerctairc bestimmten etwas niedriger angesetzt wer¬
ken, ohne die zweiten Beamten schlechter als diese zu stellen,
weil die zweiten Beamten bei 22 Amtmannstellcn ungleich
nähere Aussichten auf Aufrücken haben, wie die Kreissecretaire,
vor denen nur 10 Krciöamtmannstellcn liegen.

Demnach würden bei Annahme unseres Plans gegen
denjenigen des Gesetz- Entwurfs erspart 43,765 Thlr.
Von dieser Summe sind zwar diejenigen Mehrkosten wie¬
der abznziehcn, welche in der über den Aemtern stehen¬
den Stufe durch das Eintreten der Regierung in den
Organismus der Behörden erwachsen werden. Da es
sich hierbei aber nicht von einer Verschiedenheit in der
Zahl der zu bearbeitendenGegenstände, sondern nur von
den Formen der Erledigung derselben handelt, und das
für die Regierung nöthige Personale der Hauptsache nach
beim Staatsministcrium wieder erspart wird, so können
diese Mehrkosten keincnfalls so beträchtlich sein, daß sie
die berechnete Ersparung irgend annähernd ausgleichcn.

Geschrieben am 5. Februar.

Verwechselung.
A. liest mit Emphase vor: . . . den frömmsten,

den sanftesten Menschen. Ja , er faltet seine Hände um
seine Seele Gott anzuempfchlen, die mit allen heißesten
Wünschen noch am Leben hing. Aber wer will es ihm
verdenken, wenn erst noch seine Lippen sich zusammen-
prcsscn zu einem Fluche, zu einem fürchterlichen Fluche
über solche gesetzliche Zustände.

B. (der unter dem Lesen hinzutrat) : Es wird mir
doch zuwider, das immer wicderkchrende Perstsliren des
Volksstcunds. Jeder hat seine Manier; Wibels Force
ist das Rührende, seine Schwäche der Kanzelton, das
weiß Jeder. Aber ihm solche Reden in den Mund zu
legen, ihm solche Absurditäten zuzumuthen, das ist Be¬
leidigung für einen Mann von Bildung, und die sollte
sich ein honettes Blatt, wie der Volksfrcund, auch gegen
einen politischen Gegner nicht. . . .

A. Aber ich bitte Sie , ich lese ja aus dem steno¬
graphischen Berichte.

B. Unmöglich!
A. Da sehen Sie Pagina 200, von Hohle contra-

signirt, von Wibel corrigirt, Schnellprcsscndruck von G.
Stalling — also doch gewiß ächt.

B. Freilich, freilich. So weit treibt es der Volks¬
freund nicht.

Kirchennachricht.
Sonntag, den 16. Februar predigen in der Lambertikirche:
Frühpredigt: Herr Pastor Gröning. Ans. 8^ Uhr.
Hauptpredigt: „ Hof-Pr. Waliroth. „ 10 „
Bibelstunde: „ Assist.-Pred. Gramberg. „ 3 „

(1. Mos. Eap. 2, V. 18 bis 28.)
Die Wochcngeschäfte, (Taufen, Verlobungenu. s. w.) über¬

nimmt vom 16. bis 22. Februar: Herr Pastor Gröning.

Nedacteur: H. Rüder. Verlag und Schnellpreffendruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Sonntag , den 23 . Februar . 1831. M 8.
Die Gemeinden im Herzogthum Oldenburg *) .

Wir waren im Begriff aut die, , aus der Land¬
gemeinde - Ordnung vom 28 . Decbr . 1831 in den
Gesetzentwurf , betreffend die Umgestaltung der Staats¬
und Gemeinde -Behörden übertragene , Verwechselung
der Unterabtheilungen staatlicher Verwaltungsbezirke
mit Gemeinden , und auf die Nothwendigkeit auf¬
merksam zu machen , bei einer neuen Regelung des
Gemeindewesens von anderen Grundlagen als vom
Kirchspielsvcrbande auszugehen , als uns die kürzlich
erschienene Schrift

Ueber den Entwurf des Organisationsgesetzes
der Staats - und Gemeinde -Behörden im Groß¬
herzogthum Oldenburg,

zu Gesichte kam . Es ist darin (S . 31 . fgde .) grade
dasselbe , was wir nachzuweisen beabsichtigten , bereits
so lichtvoll dargelegt , daß wir nun zur Verbreitung
nöthiger Klarheit darüber , auf welchem Wege eS
nur möglich zu machen sein wird , den Gemeinden
die ihnen im Staatsgrundgesetze zugesicherte freie
Selbstverwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten wirk¬
lich zu verschaffen , für den Kreis der Leser dieser
Blätter zunächst nicht besser beitragen zu können
meinen , als durch eine Mittheilung des hauptsäch¬
lichsten Inhalts dieser treffenden Ausführung des
uns unbekannten Verfassers.

Die Anstalt der Gemeinde — sagt er — hat
sich in Deutschland je nach Verschiedenheit der
Wohnorte der Eingesessenen , nach zwei gänzlich ver¬
schiedenen Systemen entwickelt . Wo die Bevölke¬
rung sich in Städten oder Dörfern eng bei einan¬
der anbaut und in wenig ausgedehnter Flur ihre

' ) Bo » Lcm Vcrf . dcr Abhandlung in Nr . 7.

Grenzen abschließt , da sind die Anfänge eines auf
die wichtigsten Interessen gesellschaftlichen Zusammen¬
lebens ausgedehnten , in der Verwaltung gemein¬
samen Vermögens , in dem Gebrauche gemeinsamer
Schulen , Straßen , Brunnen und sonstiger Anstalten,
in den Schutzmitteln polizeilicher Sicherheit u . s. w.
sich äußernden innigen Gemeindeverbandes von Haus
aus gegeben . Wo dagegen der Landmann auf ge¬
trenntem Gehöfte in der Mitte seines Besitzthums
wohnt , wo die Ansiedelungen über das ganze Land
zerstreut liegen , da treibt zwar das Bedürfniß so
gut wie dort zur Vereinigung , schafft nicht minder
wichtige Verbände des corporativen Lebens , aber
die Eigenthümlichkeit der Verhältnisse bewirkt , daß
der Landbewohner hier durch Gründung mehrfa¬
cher Körperschaften für die einzelnen Interessen sor¬
gen muß , deren Förderung dort die eine Gemeinde
übernimmt.

Also in den Landdistricten des Herzogthums Ol¬
denburg . Zur Sicherung ihrer Ländereien gegen
See und Strom haben die Betheiligten besondere
Deichgenossenschaftcn gebildet . Für die religiösen
Interessen gehört der Einwohner einem Kirchspiels-
verbande an . Zum Unterricht seiner Kinder ist er
einer Schulacht beigetreten . In Ansehung seines
Grundbesitzes ist er nicht selten Glied einer Mark¬
genossenschaft.  Er befindet sich demnach in einer
Mehrzahl genossenschaftlicher Verbände , durch welche
er sein Bestes zu fördern sucht . Diese aus der
Verschiedenheit der Interessen einer zerstreut woh¬
nenden Bevölkerung in natürlicher Entwickelung
hervorgegangcnen Vereine sind völlig unentbehrlich.
Es ist unmöglich sie aufzulösen und einen größeren
Gemeindeverband aus ihnen zu schaffen . Es könnte
dies nicht zur Förderung , sondern nur zur Vernich-
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